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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 2. Juli 1954 beschlossen, 
den mit Begründung beigefügten 

Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Kapitalverkehrsteuergesetzes 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 des Grundgesetzes beim Deutschen Bun- 
destag einzubringen. 

Gemäß Artikel 76 Absatz 3 des Grundgesetzes übersende ich den 
Gesetzentwurf mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundestages 
herbeizuführen. 

Die Bundesregierung stimmt dem vom Bundesrat beschlossenen 
Gesetzentwurf zu. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c, Blücher 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdruckerel Gebr. Sdieur, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20, 
Telefon 3551 



Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Kapitalverkehrsteuergesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz besdalossen: 

Artikel 1 

Im § 13 Abs. 1 ZIff. 1 des Kapitalver- 
kehrsteuergesetzes vom 16. Oktober 1934 
(Reichsgesetzbl. I S. 1058) in der Fassung 
des Gesetzes vom 29. Juli 1953 (Bundesge- 
setzbl. I S. 711) werden hinter den Worten 
„einen Zweckverband,“ die Worte eingefügt: 
„gegen sonstige öffentlich-rechtliche Körper- 
schaften, denen durch Gesetz oder Satzung 


die Erfüllung wasserwirtschaftlicher Aufgaben 
übertragen ist, gegen“. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S, 1) auch 
im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Begründung 


Der Staat wird seine Pflicht, die Ordnung in 
der Wasserwirtschaft wiederherzustellen, nur 
erfüllen können, wenn er sich der Mitwir- 
kung der Beteiligten versichert. Dazu bedient 
er sich in erster Linie der auf der Ersten Ver- 
ordnung über Wasser- und Bodenverbände 
(Wasserverbandverordnung) vom 3. Septem- 
ber 1937 (RGBl. I S. 933) beruhenden Wasser- 
und Bodenverbände und der Wasserverbände, 
die durch besondere Gesetze gegründet sind 
oder in Zukunft gegründet werden. Diese 
Verbände, Körperschaften des öffentlichen 
Rechts, sind seit dem Erlaß der Wasserver- 
bandverordnung bei der Durchführung was- 
serwirtschaftlicher Aufgaben überkommuna- 
ler Art an Stelle der Zweckverbände weit in 
den Vordergrund gerückt. Für sie hat der 
Gesetzgeber besondere Bestimmungen ge- 
troffen, die es erlauben, den speziellen was- 
serwirtschaftlichen Verhältnissen und dem 


Wasserrecht bei der Organisation, der Mit- 
gliedschaft, dem Beitragmaßstab, der Durch- 
führung des Unternehmens, der Benutzung 
von Gewässern usw. gerecht zu werden. Ihre 
wasserwirtschaftlichen Aufgaben sind im § 2 
Nr. 1, 2, 3, 4, 5, 7 und 10 der Wasserver- 
bandverordnung bestimmt. Unter ihnen 
kommen der Wasserversorgung (Nr. 5) und 
der Abwasserreinigung (Nr. 4) besondere Be- 
deutung zu, da von ihrer befriedigenden Er- 
füllung das allgemeine Wohl entscheidend 
abhängt. 

Die Entwicklung der Wasserwirtschaft läuft 
auf eine zunehmende Wasserverknappung 
und Wassernot hinaus, wenn nidit durch- 
greifende Gegenmaßnahmen rechtzeitig ge- 
troffen werden. Das Wohl des Staates ge- 
bietet es, diese häufig sehr kapitalintensiven 
Maßnahmen konsequenter als bisher zu er- 
leichtern, wobei es keinen Unterschied 
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machen kann, ob sie von Wasserverbänden 
oder von Zweckverbänden durchgeführt 
werden. Daher erscheint eine Änderung des 
§ 13 Abs. 1 Ziff. 1 des Kapitalverkehr- 
steuergesetzes erforderlich, durA die neben 
den bisher schon befreiten Zweckverbänden 
diejenigen öffentlich-rechtlichen Körperschaf- 
ten von der Kapitalverkehrsteuer befreit 
werden, denen durch Gesetz oder Satzung 
die Erfüllung wasserwirtschaftlicher Aufgaben 
übertragen ist. 

Die wasscrwirtschaftlidien Verbände waren 
bis zur Neufassung des Kapitalverkehrsteuer- 
gesetzes vom 16. Oktober 1934 bereits steuer- 
begünstigt. Es ist nicht bekannt, aus welchen 
Gründen die steuerliche Begünstigung damals 
weggefallen ist. Die Verbände sind erst durch 
die eingangs bezeichnete Wasser verband Ver- 
ordnung vom 3. ^ / aui eine 

neue Rechtsgrundlage gestellt worden. Es ist 
anzunehmen, daß die jetzt angestrebte steuer- 
liche Vergünstigung der Wasserverbände be- 
reits in das Kapital verkehr Steuergesetz des 
Jahres 1934 auf genommen worden wäre, 
wenn die Wasserverbandverordnung damals 
schon bestanden hätte. 


Die Wasserverbände sind Selbstverwaltungs- 
körperschaften des öffentlichen Rechts. Sie 
erfüllen Aufgaben, die vom Land durchge- 
führt werden müßten, wenn die Verbände 
die Durchführung der Aufgaben nicht selbst 
übernommen hätten. Damit tragen sie zur 
Entlastung der öffentlichen Haushalte bei. Es 
ist ferner zu berücksichtigen, daß die Staats- 
kasse durch das vorgeschlagene Gesetz eine 
ins Gewicht fallende Einbuße nicht erleiden 
wird, während auf der anderen Seite die er- 
sparten Steuerbeträge die öffentlichen Aufga- 
ben der in Betracht kommenden Wasserver- 
bände beachtlich fordern können. Als Emit- 
tenten von Wertpapieren kommen praktisch 
nur die großen Wasserverbände in Betracht, 
deren im Anleiheweg zu deckender Kapital- 
bedarf bepTenzt und übersehbar ist. Dieser 
Bedarf wird für das Bundesgebiet auf höch- 
stens 50 000 000 DM im Jahr geschätzt. Bei 
Wegfall der geltenden Steuer von 1,5 v. H. 
des Nennbetrags der Schuldverschreibungen 
würde das eine Mindereinnahme an Steuern 
im gesamten Bundesgebiet von nicht mehr als 
750 000 DM jährlich ausmachen. 
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